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Biomethan für Heizungspolitik und sogenannte Klimaneutralität: Reichen die Rohstoffe, 
Flächen und Aufbereitungskapazitäten in Nordrhein-Westfalen überhaupt aus und was 
kostet es den Steuerzahler? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Das Bundeskabinett hat am 13. Mai 2026 den Entwurf eines Gebäudemodernisierungsgeset-
zes beschlossen. Der Gesetzentwurf soll das bisherige Gebäudeenergiegesetz ersetzen, die 
bisherige 65-Prozent-Vorgabe für sogenannte erneuerbare Energien bei der Wärmeversor-
gung entfallen lassen und den Einbau neuer Gas- und Ölheizungen weiterhin ermöglichen.1 
 
Für neu eingebaute Gasheizungen sieht der Entwurf eine sogenannte „Bio-Treppe“ vor. Da-
nach sollen ab dem 1. Januar 2029 mindestens 10 %, ab dem 1. Januar 2030 mindestens 
15 %, ab dem 1. Januar 2035 mindestens 30 % und ab dem 1. Januar 2040 mindestens 60 % 
der bereitgestellten Wärme aus Biomethan sowie weiteren sogenannten „grünen Gasen“ er-
zeugt werden; eine weitere Stufe ab 2045 ist im aktuellen Entwurf nicht angelegt.2 
 
In Nordrhein-Westfalen ist die praktische Tragweite dieser Vorgaben besonders groß. Nach 
Daten des Zensus 2022 wurden damals rund zwei Drittel aller Wohnungen in NRW mit Gas 
beheizt; für 14,0 % diente Heizöl als Energielieferant.3 
 
Bereits bei Biogastarifen mit einem Biomethananteil von 10 % zeigt eine aktuelle Tarifauswer-
tung erhebliche Mehrkosten. Verivox zählte im Februar 2026 insgesamt 164 Biogastarife mit 
10 % Biomethananteil von 124 Gasversorgern. Diese kosteten im Durchschnitt rund 12,4 Cent 
je Kilowattstunde gegenüber rund 9,94 Cent je Kilowattstunde bei herkömmlichem Erdgas. Für 
ein Einfamilienhaus mit 20.000 Kilowattstunden Jahresverbrauch wurden daraus Mehrkosten 
von rund 492 Euro pro Jahr abgeleitet.4 
 

 
1 Vgl. https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/neues-gebaeudemodernisierungsgesetz-2430284, ab-

gerufen am 29.05.2026. 
2 Vgl. https://www.vzbv.de/sites/default/files/2026-05/26-05-11_StN%20vzbv_GModG_final.pdf, abgerufen am 

29.05.2026. 
3 Vgl. https://www.it.nrw/zensus-2022-rund-zwei-drittel-aller-wohnungen-nrw-nutzten-gas-als-heizenergie-126652, 

abgerufen am 29.05.2026 
4 Vgl. https://www.verivox.de/gas/nachrichten/biogastarife-verteuern-heizkosten-um-rund-25-prozent-1121484/, 

abgerufen am 29.05.2026. 
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Zugleich ist die Verfügbarkeit von Biomethan für den Gebäudebereich unsicher. Der Verbrau-
cherzentrale Bundesverband weist darauf hin, dass 2023 in Deutschland Biomethan mit 10,4 
Terawattstunden Kapazität produziert wurden, das vornehmlich in Blockheizkraftwerken mit 
Kraft-Wärme-Kopplung zur Versorgung von Wärmenetzen eingesetzt wurde und in der reinen 
dezentralen Wärmeversorgung nur einen sehr geringen Marktanteil von etwa 0,1 % erreichte.5 
 
Zusätzliche Unsicherheiten bestehen bei Nachweisen, CO₂-Kosten und der angekündigten 
Grüngasquote. Nach einer rechtlichen Analyse enthält der Entwurf keine Regelung zu dieser 
angekündigten Quote. Zudem setzt der Entwurf eine zuvor angekündigte Befreiung von Bio-
methananteilen im Rahmen der sogenannten Bio-Treppe vom CO₂-Preis nicht um und lässt 
mehrere Nachweisfragen offen.6 
 
 
Die Ministerin für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie hat die Kleine Anfrage 
8198 mit Schreiben vom 21. Juli 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit der 
Ministerin für Heimat, Kommunales, Bauen und Digitalisierung beantwortet. 
 
 
1. Welche jährlichen Mehrkosten pro durchschnittlichem gasbeheizten Haushalt 

(Jahresverbrauch von beispielsweise 20.000 kWh Gas) erwartet die Landesregie-
rung in Nordrhein-Westfalen bei den erwähnten Stufen der sogenannten Bio-
Treppe 2029, 2030, 2035 und 2040? 

 
Für Nordrhein-Westfalen liegen der Landesregierung keine belastbaren Zahlen über die zu 
erwartenden Mehrkosten für die anteilige Beimischung von Biomethan vor. Eine eindeutige 
Aussage zur Entwicklung der Kosten ist nicht möglich, da diese von unterschiedlichen, nicht 
seriös zu prognostizierenden Faktoren abhängt.  
 
 
2. Welche zusätzlichen Biomethanmengen wären nach Einschätzung der Landesre-

gierung in Nordrhein-Westfalen erforderlich, wenn neu eingebaute Gasheizungen 
die Stufen dieser Bio-Treppe erfüllen müssen? 

 
Für Nordrhein-Westfalen liegt der Landesregierung keine belastbare Abschätzung zum zu-
sätzlichen Biomethanbedarf vor.  
Zu Einschätzungen auf Bundesebene wird auf eine aktuelle Analyse des Energiewirtschaftli-
chen Instituts (EWI) verwiesen7. 
 
 
3. Welche Aufbereitungs-, Einspeise- und Lieferkapazitäten für Biomethan stehen in 

Nordrhein-Westfalen derzeit zur Verfügung, die rechtssicher für die Erfüllung der 
Bio Treppe im Gebäudebereich genutzt werden könnten? 

 
Laut Marktstammdatenregister (Stand: 29. Juni 2026) sind in Nordrhein-Westfalen 28 Biome-
thanerzeugungsanlagen mit einer installierten Gaserzeugungsleistung von insgesamt 203.143 
kWh/h in Betrieb sowie weitere vier Anlagen mit einer Erzeugungsleistung von 77.450 kWh/h 
in Planung.  

 
5 Vgl. https://www.vzbv.de/sites/default/files/2026-05/26-05-11_StN%20vzbv_GModG_final.pdf, abgerufen am 

29.05.2026. 
6 Vgl. https://www.bbh-blog.de/alle-themen/gas/gebaeudemodernisierungsgesetz-gaslieferanten-bio-treppe-teil-

2/, abgerufen am 29.05.2026. 
7 https://www.ewi.uni-koeln.de/de/publikationen/biomethan-im-deutschen-gebaeudesektor/ 
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Aus dieser Datenlage lässt sich jedoch keine belastbare Aussage zu den künftig tatsächlich 
verfügbaren Biomethanmengen für die Einspeisung in das Gasnetz oder für die Belieferung 
des Gebäudesektors ableiten.  
Grundsätzlich ist zu berücksichtigen, dass das Biomethanangebot sowohl in Deutschland als 
auch europaweit begrenzt ist und künftig einer zunehmenden sektorübergreifenden Nachfrage 
unterliegen wird. Die tatsächlich für den Gebäudebereich verfügbaren Mengen hängen daher 
nicht allein von den Erzeugungskapazitäten ab, sondern auch von der Nachfrageentwicklung 
in anderen Anwendungsbereichen sowie den jeweiligen regulatorischen und wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen.  
 
 
4. Wie bewertet die Landesregierung das Risiko steigender Gasnetzentgelte für 

Haushalte in Nordrhein-Westfalen im Zuge sinkender Gasanschlusszahlen? 
 
Die angestrebte Klimaneutralität der Gasversorgung im Jahr 2045 führt insbesondere dazu, 
dass Gasnetzbetreiber für ihre Netze, die wegen ihrer langen Nutzungsdauern teilweise über 
Jahrzehnte linear abgeschrieben werden, nicht mehr die vollständigen Abschreibungszeit-
räume werden erreichen können. Die Bundesnetzagentur hat daher bereits mit der Festlegung 
KANU 2.0 (GBK-24-02-2#1) vom 25. September 2024 die Möglichkeit geschaffen, der kalku-
latorischen Abschreibung kürzere Nutzungsdauern zugrunde zu legen und degressiv abzu-
schreiben. Dies ermöglicht es den Netzbetreibern, größere Anteile der Abschreibungskosten, 
die über die Netzentgelte refinanziert werden, in Jahren in die Netzentgelt-Kalkulation einzu-
beziehen, in denen noch eine große Zahl an Netznutzern vorhanden ist und sich die Kosten 
dementsprechend breiter verteilen. Die Regulierungskammer NRW hat diese Möglichkeit mit 
Festlegung vom 22. Januar 2025 auch für Netzbetreiber in ihrer Regulierungszuständigkeit 
geschaffen. Ob und in welchem Umfang davon Gebrauch gemacht wird, ist eine unternehme-
rische Entscheidung der Netzbetreiber. 
 
 
5. Welche Änderungen wird die Landesregierung im weiteren Gesetzgebungsverfah-

ren anstreben, um Kostenüberwälzungen aus Biomethananteilen, CO₂-Kosten, 
Netzentgelten und Nachweissystemen auf Mieter und Eigentümer in Nordrhein-
Westfalen zu begrenzen? 

 
Soweit die Netzentgelte angesprochen sind, hat die Bundesnetzagentur am 16. Dezember 
2025 ein Festlegungsverfahren zur allgemeinen Systematik Gasnetzentgelte (GBK-25-01-
2#2, SyGNE) eröffnet. Wie im Strombereich (Festlegungsverfahren zur allgemeinen Netzent-
geltsystematik Strom, GBK-25-01-1#3 „AgNeS“) wird auch im Gasbereich eine verursa-
chungsgerechtere Verteilung der Gasnetzkosten angestrebt, die nicht nur das voraussichtliche 
Ende der Erdgasversorgung 2045 im Blick hat, sondern auch die teilweise Nutzung von Gas-
netzinfrastrukturen durch Wasserstoff. Die Landesregierung wird sich in die fachlichen Diskus-
sionen und Konsultationen eines Festlegungsentwurfs in geeigneter Weise einbringen. 
 
Die CO₂-Bepreisung ist ein zentrales und wirksames Instrument, um die notwendigen Kosten-
anreize zu setzen und damit die Transformation hin zu einer klimaneutralen Wärmeversorgung 
zu unterstützen. Damit diese Transformation gelingen kann, ist es entscheidend, dass die Kos-
tenbelastungen für Haushalte sozial ausgewogen gestaltet werden und die Belastung für Mie-
terinnen und Mieter tragbar bleibt. Soziale Dämpfungsmechanismen sind daher ein notwendi-
ger Bestandteil einer ambitionierten Klimaschutzpolitik, die gesellschaftliche Akzeptanz si-
chert. Die Landesregierung wird die weitere Entwicklung begleiten, damit Klimaschutz und 
Sozialverträglichkeit gleichermaßen gelingen. 
 
 


